
Gfemeinde Östringen. 

Landkreis Bruchsal 

Imjndustnesrtl 1 tgn,Beb^unes- 
Gemeinde Ustringen 

Bundesbaugesetz vom 25 o6,60 (BGB I. Seite 541) und 
aafgestallte Bebauungsplan 

Bestandteile des Bebauungsplanes sind: 

a) Bebauungsplanzeichnung im Maßstab 1 : 5 000 
b) Begründung nach § 9 Abs. 6 BBauGes. 
c) nachstehende Festsetzungen. 

§ 1 - Art der baulichen Hutzung 

Der gesamte Bereich des Baugebietes wird als Industriegebiet nach § 9 
Bau-Hutzungs-Verordnung festgelegt. ^ ^ ^ ^ 

1_..2 - Maß der baulichen Butzurig 

Grundflächenzahl und die Baumassenzahl werden nach § 17 der Bau- 
gllegt^^^^^^^^^'^ Eintragungen in der Bebauungsplanzeichnung fest- 

§ 3 ~ Bauweise 

In dem Baugebiet können die Gebäude nach den Erfordernissen des Be¬ 
triebes errichtet werden. Für die im Baugebiet nach § 9 Abs. 5 zu¬ 
lässigen 7/o^ungen ist die offene Bauweise vorgeschrieben. Die Gebäude 
müssen von den seitlich angrenzenden Nachbargrundstücken einen Abstand 
von mindestens 8 m einhalten. AUbüaau 

§ 4 - Einfriedigung 

Die Einfrledigung ist dem Charakter der Landschaft und der Gebäude 
anzupassen. Die Flächen zwischen Grundstücksgrenze ahd Baugrenze sind 
als Grünanlage anzulegen. 

§ 5 - Ausnahmen 

a) Ausna^en nach § 9 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind allgemein zulässig. 
Ausnahmen nach § 9 Abs. 3 Satz 2 BauNVO werden nflch Bestandteil 
des Bebauungsplanes 

planerischen Festsetzungen können nach § 31 
Abs. 2 BBauGes. durch die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Gemeinde und der Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
erteilt werden, ^ 

Befreiung von den gestaltenden(baupolizeiliohen) Vorschriften 
Können nach § 4 Abs. 2 der Bad.Landesbauordnung im Einvernehmen 
mit der Gemeinde durch die Baugeneiimigungsbehörde erteilt werden, 

§ 6 - Inkraftreten 

Der genelmigte Bebauungsplan tritt nach § 12 BBauGes. nach öffentlicher 
Auslegung und Bemanntmachung in Kraft. 

Östringen, den 23. Januar 1964. 
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Der Bt^^ejareister: 
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BEBAUUNGSPLAN INDUSTRIEGEBIET WEST 
M. 1;5 000 

ZEICHENERKLÄRUNG 

BESTEHEND neu FE5T- 

OD. FESTGEST. ZUSTELLEN 

E-TTJ planungsgrenze 

strassenbegrenzungslinie 

baugrenze 

FLURSTÜCKSGRENZE 

STRASSEN 

PRIVATE FREIFLÄCHE 

Gl = INDUSTRIE GE Bl ET 

0,7 = GRUNDFLÄCHENZAHL 

3,0 = BAUMASSENZAHL 

PLANUNGSBÜRO SCHARA 

MANNHEIM DEN 21 ..NsvJ.t62? 

ULRICH + KATHARINA 
DIFLOMINGENIEURE . ARCklTEKff^ 

FIANUNGS-+ ARCHIIEKT^BDRO 
MANNHEIM, NIETZSCHESTk.20,TEL>^^ 

PLANFERTIGER 

BESCHLOSSEN DURCH 
BESCHLUSS DES GEMEINDERATES 

VOM 1 0-. 1. 

\ Ö --f. / '^Bi^^RMEtSTB^^ 

GENEHMIGT 

AM.. .4 . Augu_s.t.. 64 

landratsamt Eruchsal 
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FESTGESTELLT 

AM 
Bekanntmachung Huf ahläge: lö':8. 
Offenlage im Hathaus: 10-, -25. 
J^^tsnachrichtenblatt:. 14.8.64 
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Gemeinde Östrlngen. 

Landkreis Bruchsal 

Begründung für Bebauungsplan „Industriegebiet Y/est” 

Der in Arbeit befindliche Plächennutsungsplan für die Gemeinde 
Ostringen weist für die Gebiete "Hubwiesen, Breiloch und Erlen— 
brüchel" eine Nutzung als Industriegebiet aus. Das Gelände 
liegt verkehrsgünstig an der BundesstraSe 292, 

Das Bebauungsgebiet soll dem Ansatz eines einzelnen Industrie¬ 
betriebes dienen. Die Ausnutzung des Geländes ist gemäß Bau¬ 
nutzungsverordnung mit einer Grundflächenzahl von 0.7 und einer 
Baumassenzahl von 3,0 festgelegt. 

Die Verkehrsanbindung des Gebietes erfolgt über eine Stichstraße 
zur Bundesstraße 292, Die Stichstraße hat eine Gesamtbreite von 
15,0 m(8,0 m Eahrbahn, 2,10 m einseitiger Hadfahrweg, 2,90 m 
Fußweg, 2 X -,50 m Schutzstreifen). Die erforderlichen Wende¬ 
möglichkeiten für Lkw.- und PkWo-Verkehr sind auf dem Industrie¬ 
grundstück vorgesehen. Ebenso werden die erforderlichen Park¬ 
plätze auf dem Industriegebiet geschaffen. 

Die Versorgung mit Trinkwasser soll über die Leitungen des 
weckverbandes Gruppenwasserversorgung Hohberg erfolgen. Kühl¬ 
wasser soll über eigene Brunnen gewonnen werden. 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt zu der im Bau befindlichen 
Kläranlage der Gemeinde, Die Elektrizitätsversorgung erfolgt 
durch das Badenwerk. Die Gasversorgung kann über eine Stich¬ 
leitung zur Ferngasleitung der „Gasversorgung Süddeutschland” 
vorgenoÄmen werden. 

Östringen, den 23. Januar 1964. 

Der Bürge^rfiieister 

3


	01_Satzung
	02_zeichnerischer Teil
	03_Begruendung

